VERWALTUNGSGERICHT DES KANTONS FREIBURG

III.  VERWALTUNGSHOF

Sitzung vom 28. September 2001

Präsidentin :

Gabrielle Multone

Richter :

Marianne Jungo und Michel Wuilleret

in Sachen Beschwerde vom 19. Juni 2000

(3A 00 118)

eingereicht vom

kantonalen Sozialdienst, Rte des Cliniques 17, 1700 Freiburg

gegen

den am 19. Mai 2000 gefällten Entscheid der Sozialkommission des regionalen Sozial​dienstes des Greyerzbezirks, Rue Lécheretta 1, 1630 Bulle ;

(Sozialhilfewohnsitz / Ausländer unter Ausschaffungsverfügung ; Art. 8 SHG)

In Erwägung :

In tatsächlicher Hinsicht :

A. Mit Entscheid vom 23. März 2000 gewährte die Sozialkommission des regionalen Sozialdienstes des Greyerzbezirks (die Sozialkommission) Ramiz Azemi, der aus Exjugoslawien stammt und in Bulle wohnt, für die Zeit vom 1. März bis zum 30. April 2000 eine materielle Hilfe von Fr. 2'620.- sowie die Übernahme von nicht durch die Krankenkasse gedeckten Kosten. Die Behörde meldete ihren Entscheid dem kantonalen Sozialdienst (KSD) mit dem Vermerk, dass in Anwendung der Artikel 8 und 33 des Sozialhilfegesetzes (SHG, SGF 831.0.1) die Kosten der materiellen Hilfe vom Kanton zu übernehmen seien. Sie machte hierfür einen Entscheid der Fremdenpolizei geltend, der sich wiederum auf einen Bundesratsbeschluss vom 7. April 1999 stützte.

B. Gegen den Entscheid der Sozialkommission erhob der KSD am 20. April 2000 Einsprache. Diese wurde am 19. Mai 2000 von der Sozialkommission abgewiesen. In der Sache hielt die Sozialkommission fest, die Heimschaffung von Ramiz Azemi sei am 26. März 1996 verfügt worden, doch sei diese Verfügung nie ausgeführt worden. Damit sei eine Situation von « tatsächlichem Aufenthalt » im Kanton entstanden, die in Wirklichkeit auf Bundesmassnahmen zurückzuführen sei. Unter solchen Umständen sei die Familie Azemi nicht betroffen von den Weisungen des KSD betreffend die soziale und finanzielle Führung der Fälle von Personen aus dem Kosovo, die ein Einreisevisum für die Schweiz haben und sich im Kanton aufhalten.


C. Mit Datum vom 19. Juni 2000 focht der KSD den Entscheid vom 19. Mai 2000 vor dem Verwaltungsgericht an. Er stellte das Begehren, es sei festzustellen, dass Ramiz Azemi und seine Familie einen Sozialhilfewohnsitz im Sinne des SHG begründet hätten und dass demzufolge die Sozialhilfekosten hälftig zwischen dem Kanton und den Gemeinden aufgeteilt werden müssten, unter Vorbehalt einer allfälligen Kostenübernahme durch das Bundesamt für Flüchtlinge (BFF) für die Zeit vom 7. April 1999 bis zum 31. Mai 2000.


Zur Bekräftigung seiner Beschwerde machte der KSD geltend, ungeachtet der prekären Situation von Ramiz Azemi auf fremdenpolizeilicher Ebene verfüge dieser sehr wohl über einen Sozialhilfewohnsitz in Bulle, im Sinne von Artikel 7 SHG. Im Hinblick auf die Voraussetzungen gemäss dem Gesetz effektiv zu berücksichtigen seien die Absicht des Interessierten, dauerhaft an diesem Ort zu verbleiben, seine Bemühungen um dies zu erreichen, ferner die Tatsache, dass er früher eine Aufenthaltsbewilligung gehabt und sich bei der Fremdenpolizei gemeldet habe. Unter diesem Aspekt spiele kaum eine Rolle, dass er Gegenstand einer Heimschaffungsverfügung sei und dass diese Massnahme nicht ausgeführt wurde. Möglicherweise könne diese besondere Situation Zweifel daran erlauben, dass der Interessierte noch über einen Wohnsitz im privatrechtlichen Sinne verfügt ; das Gleiche gelte jedoch nicht, wo es sich um einen Sozialhilfewohnsitz handelt, der nach anderen Kriterien bestimmt werde. Im Übrigen sei der Aufenthalt von Ramiz Azemi und seiner Familie im Kanton während dieser ganzen Zeit geduldet worden. Was die Unterstützungskosten betreffe, so könne nicht ausgeschlossen werden, dass das BFF diese für die Zeit vom 7. April 1999 bis zum 31. Mai 2000 übernehme, das heisst für die Zeit, in welcher der Interessierte und seine Familie im Genuss einer vorläufigen Aufnahme waren. Ein entsprechendes Gesuch hätte indessen eingereicht werden müssen. Diese Frage habe indessen keine Auswirkung auf den Hauptgrund der Beschwerde, nämlich die Bestimmung des Sozialhilfewohnsitzes der Familie Azemi.


D. Mit Schreiben vom 26. Juni 2000 erteilte die mit der Untersuchung des Falls betraute Richterin dem KSD eine Frist zur Präzisierung seines Interesses an der Beschwerde, sofern gegebenenfalls die fraglichen Unterstützungskosten vom BFF übernommen werden könnten.


Am 4. Juli 2000 nahm der KSD Stellung, indem er angab, die Familie Azemi sei nicht im Genuss einer vorläufigen Aufnahme, so dass das BFF nicht auf die Finanzierung der Unterstützungskosten eintreten werde. Im Übrigen präzisierte er sein Begehren in dem Sinne, dass in diesem Verfahren nur die am 1. März 2000 beginnende Sozialhilfe​periode zur Debatte stehe.


E. In ihren Bemerkungen vom 30. August 2000 beantragte die Sozialkommission die Abweisung der Beschwerde und die Bestätigung ihres Entscheids.


Sie präzisierte die Tatsachen dahin gehend, dass Ramiz Azemi 1990 in die Schweiz gekommen ist, im Besitz einer Aufenthaltsbewilligung als Saisonnier. Anschliessend konnte er im Land bleiben, um sich einer medizinischen Behandlung infolge eines Arbeitsunfalls zu unterziehen. Seine Familie folgte im Jahr 1992 nach, ohne jedoch eine Aufenthaltsbewilligung zu haben. Seit September 1995 musste eine finanzielle Hilfe gewährt werden. Die Heimschaffung aller Mitglieder der Familie wurde im Jahr 1996 angeordnet. Seither ersuchten diese vergeblich um Aufenthaltsbewilligungen. Mit Entscheid vom 21. Juli 1999 anerkannte jedoch das eidgenössische Justiz- und Polizeidepartement teilweise die Beschwerde der Interessierten gegen den Entscheid über die Ausdehnung der kantonalen Heimschaffungsverfügung  auf das ganze Gebiet der Eidgenossenschaft. Die Heimschaffung wurde zwar bestätigt, jedoch die Verfügung zur unverzüglichen Ausführung der Massnahme aufgehoben, und das Bundesamt für Ausländerfragen wurde aufgefordert, beim BFF die vorläufige Aufnahme dieser Familie infolge der Ereignisse im Kosovo zu beantragen.


Aufgrund dieser Tatsachen kam die Sozialkommission zum Schluss, dass Ramiz Azemi für die Zeit vom 1. September 1995 bis zum 29. Februar 2000 als Person zu gelten habe, die um die Erneuerung einer Aufenthaltsbewilligung ersucht. Sie habe demzu​folge in die Übernahme der Sozialhilfekosten nach Artikel 32 SHG eingewilligt. Seit dem 1. März 2000 sei jedoch der Interessierte nur noch « anerkannter Schwarzauf​enthalter », da über ihn eine von der zuständigen Bundesbehörde aufgeschobene Heimschaffungsverfügung verhängt sei. Unter diesen Voraussetzungen könne die Kostenaufteilung nicht mehr in gleicher Weise erfolgen, und in Anwendung von Artikel 8 und 33 SHG sei allein der Kanton für die Kostenübernahme zuständig. Nach Auf​fassung der Sozialkommission kann nicht bestritten werden, dass der Interessierte einen Sozialhilfewohnsitz in Bulle hat. Die einzige Frage, um die es in diesem Verfahren geht, ist die der Kostenübernahme in der besonderen Situation, die hier vorliegt.
In rechtlicher Hinsicht :

1.  a) Die am 19. Juni 2000 gegen einen Entscheid vom 19. Mai 2000 eingereichte Be​schwerde des KSD erfolgte fristgemäss und in der vorgeschriebenen Form (Art. 79-81 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege, VRG ; SGF 150.1). Aufgrund von Artikel 36 SHG, wonach die Einspracheentscheide mit Beschwerde beim Verwaltungs​gericht angefochten werden können, kann auf sie eingetreten werden.


Die Parteifähigkeit des KSD gegen einen Entscheid einer Sozialkommission ist im Übrigen in Artikel 37 SHG gegeben.


Demzufolge kann formell auf die Beschwerde eingetreten werden.


1.  b) Nach Artikel 77 VRG kann mit Beschwerde beim Verwaltungsgericht gerügt werden : Verletzung des Rechts einschliesslich Überschreitung oder Missbrauch des Ermessens (Bst. a) und unrichtige oder unvollständige Feststellung des rechtserheblichen Sach​verhalts (Bst. b). Insofern jedoch, als keine der unter Artikel 78 Bst. a-c vorgesehenen Situationen gegeben ist, kann das Verwaltungsgericht auf dem Gebiet der Sozialhilfe die Angemessenheit von Entscheiden der Sozialkommissionen nicht revidieren. 



2.  a) Nach Artikel 9 SHG hat die bedürftige Person ihren Sozialhilfewohnsitz in der Gemein​de, wo sie sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält (Abs. 1). Der Wohnsitz wird durch die Anmeldung bei der Einwohnerkontrolle begründet, für Ausländer durch die Ausstellung einer Aufenthalts- oder Niederlassungsbewilligung, sofern nicht nach​gewiesen wird, dass der Aufenthalt schon früher oder erst später begonnen hat oder nur vorübergehender Natur ist (Abs. 2).


Diese Bestimmung nimmt, in Anwendung auf die kantonale öffentliche Hand, den Wortlaut von Artikel 4 des Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (ZUG ; SR 851.1) auf, so dass die vom Bundesrecht gegebene Definition des Unterstützungswohnsitzes per Analogie auf diejenige des Sozialhilfewohnsitzes von Artikel 9 SHG angewendet werden kann.



2.  b) Der Begriff des Unterstützungswohnsitzes im Sinne des ZUG lehnt sich weitgehend an denjenigen des zivilrechtlichen Wohnsitzes nach Artikel 23 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches an (ZGB ; SR 210). Für die Beantwortung der Frage, ob ein Unterstützungswohnsitz begründet wurde oder nicht, kann man sich somit grossenteils auf die Doktrin und die Rechtsprechung betreffend den Begriff des zivilrechtlichen Wohnsitzes beziehen (Zeitschrift für öffentliche Fürsorge (ZöF) 1978, S. 181). Die beiden Begriffe decken sich jedoch nicht immer vollständig : während das ZGB gewährleistet, dass jede Person immer noch über einen zivilrechtlichen Wohnsitz verfügt, sieht das ZUG in bestimmten Fällen vor, dass kein Unterstützungswohnsitz besteht. Insbesondere gibt es im Sozialhilferecht keinen obligatorischen Unter​stützungswohnsitz in Anlehnung an den fiktiven zivilrechtlichen Wohnsitz. Nichtsdesto​weniger erstrebt das ZUG, soweit es mit seinem Zweck vereinbar ist, die Übereinstimmung zwischen dem Begriff des Unterstützungswohnsitzes mit demjenigen des zivilrechtlichen Wohnsitzes (F. Wolffers, Grundlagen des Sozialhilferechts, Bern 1995, S. 58 ; W. Thomet, Kommentar zum ZUG, Zürich 1994, Nr. 89f. ; Botschaft Nr. 272 vom 12. März 1991 zum Entwurf des Sozialhilfegesetzes, ad Art. 9).



2.  c) Grundsätzlich befindet sich der Sozialhilfewohnsitz einer bedürftigen Person in dem Kanton - und in Analogie dazu in der Gemeinde - wo die Person sich mit der Absicht dauernden Verbleibens aufhält. Diese dem Artikel 23 ZGB entnommene Formulierung bedeutet, dass sich der Wohnsitz dort befindet, wo eine Person sich tatsächlich und für Dritte erkennbar niedergelassen hat, mit anderen Worten : wo sie ihr Lebenszentrum hat ; kurz : wo sie « wohnt » oder « wohnhaft ist » (s. W. Thomet, op. cit., Nr. 95 und die dort zitierte Rechtsprechung). Diese Definition enthält gleichzeitig einen objektiven Aspekt (die Tatsache des tatsächlichen Aufenthalts an einem bestimmten Ort, dem Wohnort) und einen subjektiven Aspekt (die Absicht der Niederlassung), wobei jedoch beide Elemente untrennbar miteinander verbunden sind.


Eine Person hat die Absicht, sich niederzulassen, wenn sie gedenkt, sich für eine unbestimmte Zeit an einem bestimmten Ort aufzuhalten und wenn diese Absicht durchführbar ist. Die Absicht darf keinen rein vorläufigen Aufenthalt betreffen ; massgeblich ist allein der Wille, sich an einem bestimmten Ort aufzuhalten, bis ein Wechsel erzwungen wird durch Umstände, die bei der Errichtung des Wohnsitzes nicht vorhersehbar waren, zumindest nicht genau (W. Thomet, op. cit., Nr. 96f.). Der Wohnsitz ist jedoch nicht entsprechend dem inneren Willen der fraglichen Person zu bestimmen, sondern vielmehr aufgrund von Kriterien, die für Dritte erkennbar sind. Entscheidend ist also, ob die Absicht auch aus äusseren Umständen hervorgeht, oder - mit anderen Worten - die Antwort auf die Frage, ob man aus allen Umständen ableiten kann, dass die betroffene Person aus dem fraglichen Ort das Zentrum ihrer persönlichen Beziehungen gemacht hat (s. BGE 97 II 3ff. ; 108 Ia 254). Die Erklärungen, welche die bedürftige Person möglicherweise über den Inhalt ihrer Absichten macht - dieser ist unmöglich zu überprüfen - haben keine rechtliche Tragweite, können aber als Hinweise dienen (s. W.Thomet, op. cit., Nr. 101 und 146).


2.  d) Nach dem Vorbild von Artikel 4 Abs. 2 ZUG geht der Artikel 9 Abs. 2 SHG aufgrund der allgemeinen Lebenserfahrung von der gesetzlichen Mutmassung aus, dass eine Person, die sich bei der Einwohnerkontrolle angemeldet hat, oder ein Ausländer, dem von der Fremdenpolizei eine Wohnbewilligung erteilt wurde, am fraglichen Ort einen Unterstützungswohnsitz begründet haben. Diese Mutmassung dreht die Beweislast um. Es obliegt demzufolge der Wohngemeinde zu beweisen, dass es sich keinesfalls um eine Wohnsitzbegründung handeln konnte. Dies ist namentlich der Fall, wenn die unterstützte Person sich nur zu vorläufigen Zwecken in der Gemeinde aufhält. (s. ZöF 1982, S. 44).


Bei der Ausstellung einer Wohnbewilligung für Ausländer wird die Begründung eines Wohnsitzes gemutmasst, sofern nicht nachgewiesen werden kann, dass der Aufenthalt schon früher oder erst später begonnen hat oder nur vorübergehender Natur ist. Es ist also in jedem Fall zu prüfen, ob die beiden konstituierenden Elemente eines Wohnsitzes gegeben sind, nämlich der tatsächliche Aufenthalt und die Absicht des dauernden Verbleibens (s. W. Thomet, op. cit., Nr. 107).




3.  a) Im vorliegenden Fall ist festzustellen, dass die Sozialkommission in die Gewährung einer materiellen Hilfe an Ramiz Azemi und seine Familie (aus dem Kosovo) vom 1. März bis zum 30. April 2000 einwilligte. Während dieser Zeit nun verfügten diese Personen über keinerlei Aufnahmebewilligung im Kanton, so dass sie grundsätzlich jederzeit zum Verlassen der Schweiz veranlasst werden konnten, gemäss den Vorschriften von Artikel 12 Abs. 1 des Bundesgesetzes über Aufenthalt und Niederlassung von Ausländern (SR 142.20). Die verschiedenen von den Interessierten seit 1993 eingereichten Gesuche um eine Aufenthaltsbewilligung waren alle abgewiesen worden, und ihre Heimschaffung war durch kantonale und eidgenössische Verfügungen angeordnet bzw. in den Jahren 1997 und 1999 von den zuständigen Beschwerdebehörden bestätigt worden. Unter solchen Umständen muss festgestellt werden, dass diese Personen in prekärer Weise im Kanton wohnen, bis der Vollzug ihrer Heimschaffung organisiert wird (da sie nicht vorhaben, sich von sich aus der angeordneten Heimschaffung zu ergeben).


Diese Feststellung der prekären Situation gilt auch für den Zeitpunkt, an dem der angefochtene Entscheid gefällt wurde, und für die davon betroffene Sozialhilfeperiode. Gewiss hat der Bundesrat mit Beschluss vom 7. April 1999 eine Kollektivaufnahme aller Personen aus dem Kosovo ausgesprochen, jedoch wurde diese Massnahme mit einem neuen Entscheid dieser Behörde vom August 1999 aufgehoben. Demzufolge konnten die Interessierten zumindest ab dieser Zeit keinesfalls ernsthaft den weiteren Verbleib im Kanton ins Auge fassen. Es spielt ausserdem kaum eine Rolle, dass der Bundesrat das Datum, an dem die von seiner Massnahme Begünstigten zwangsweise ausgeschafft werden könnten, auf den 30. Mai 2000 verschob. Es versteht sich, dass die Modalitäten und die für die Ausführung der Heimschaffung eines Ausländers erforderliche Zeit keinerlei Einfluss haben können, genügt doch der unausweichliche Charakter der Heimschaffung als Beweis, dass sich der Ausländer in der Unmöglichkeit befindet, ein realisierbares Projekt der Wohnsitznahme im Kanton ins Auge zu fassen.


3.  b) In Anbetracht aller dieser Umstände muss somit festgestellt werden, dass die Interessierten nicht wirklich beabsichtigen konnten, sich an einem bestimmten Ort, und insbesondere in Bulle, niederzulassen, da eine solche Absicht, ungeachtet ihrer Stärke, auf jeden Fall undurchführbar war. Im Übrigen kann unmöglich berücksichtigt werden, dass die Interessierten seit mehreren Jahren im Greyerzbezirk wohnten, da ihr Aufenthalt stets illegal war, abgesehen von Ramiz Azemi, sobald die Bewilligung, die ihm 1993 aus medizinischen Gründen gewährt worden war, abgelaufen war. Ein solcher Aufenthalt ist von seiner Art her dazu bestimmt, jederzeit enden zu können. Auch können unter diesen Umständen die verschiedenen Bemühungen um die gesetzliche Regelung ihrer Anwesenheit  - auch wenn sie den Willen zur Niederlassung ausdrücken - keinen Einfluss haben, mindestens so lange nicht, als die Heim​schaffungsverfügung bestehen bleibt. Die Anerkennung des Gegenteils würde in Wirklichkeit darauf hinauslaufen, dem objektiven Aspekt des Begriffs des Sozialhilfewohnsitzes ein überwiegendes Gewicht einzuräumen (nämlich dem tatsächlichen Wohnort der betroffenen Person). Eine solche Interpretation aber würde dem Gesetz angesichts der oben aufgeführten Bestimmungen und Grundsätze offensichtlich zuwiderlaufen.



3.  c) Aus allen diesen Gründen ist demzufolge davon auszugehen, dass die Interessierten über keinen Sozialhilfewohnsitz im Sinne von Artikel 9 SHG verfügen. Diese Feststellung besiegelt das Los sämtlicher Begehren des KSD im Hinblick namentlich auf Artikel 33 SHG.


Insofern die Sozialkommission implizit festgestellt hat, dass die Interessierten seit dem 1. März 2000 keinen Sozialhilfewohnsitz (s. Art. 20 Abs. 2 SHG) haben (s. auch die vom KSD in seinem Schreiben vom 4. Juli 2000 formulierten Schlussfolgerungen), muss dieser Entscheid bestätigt werden. Da im Übrigen der KSD nicht bestritten hat, dass die Sozialkommission eine befristete materielle Hilfe für die Zeit vom 1. März bis zum 30. April 2000 gewähren konnte, und ein solcher Entscheid nicht von vorn herein in Verletzung der einschlägigen Bestimmungen geworden zu sein scheint (s. namentlich Art. 18 Bst. c SHG) geht es auch nicht an, den Entscheid der beklagten Behörde unter dem Aspekt ihrer Zuständigkeit anzufechten.




4. a) In Berücksichtigung dieser Ausführungen muss die Beschwerde des KSD abgewiesen werden.



4. b) In Anwendung von Artikel 133 VRG werden keine Verfahrenskosten erhoben, da die Vermögensinteressen des KSD nicht betroffen sind.

Demzufolge entscheidet der III. Verwaltungsgerichtshof :

1.  Die Beschwerde des kantonalen Sozialdienstes wird abgewiesen.

2.  Es werden keine Verfahrenskosten erhoben.

3.  Dieser Entscheid wird mitgeteilt :

a)  dem kantonalen Sozialdienst, Freiburg ;

b)  der Sozialkommission des regionalen Sozialdienstes des Greyerzbezirks ;

c)  der Gesundheits- und Sozialfürsorgedirektion.

Givisiez, den 28. September 2001









Die Präsidentin :









Gabrielle Multone
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